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Leistungen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach dem Sechsten 
Kapitel SGB XII  

 
 



Leistungsberechtigte 

  Menschen mit wesentlicher Behinderung  > Pflichtleistung (§ 53 Abs. 1 Satz 1 SGB XII) 
 Menschen mit sonstigen Behinderungen > Ermessensleistung (§ 53 Abs. 1 Satz 2 SGB XII)  

 
 



 
Ziele der Eingliederungshilfe  

(§ 53 Abs. 2 SGB XII) 
  Verhütung von drohenden Behinderungen  

 Beseitigung oder Milderung (der Folgen) von Behinderungen  

 Eingliederung von behinderten Menschen in die Gesellschaft  

 



 
Leistungen der Eingliederungshilfe  

(§ 54 Abs. 1 SGB XII i. V. m. §§ 26, 33, 41 und 55 SGB IX) 
 
 

 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation (§ 26 SGB IX) 
 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (§ 33 SGB IX) 
 Leistungen im Arbeitsbereich einer WfbM (§ 41 SGB IX) 
 Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft (§ 55 SGB IX) 
 Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB XII) 
 Hilfen zur schulischen Ausbildung für einen angemessenen Beruf einschließlich des Besuchs 

einer Hochschule (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB XII) 
 Hilfen zur Ausbildung für eine sonstige angemessene Tätigkeit (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB 

XII) 
 Hilfen in sonstigen Beschäftigungsstätten (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB XII) 
 Nachgehende Hilfen zur Sicherung ärztlicher oder ärztlich verordneter Leistungen oder zur 

Sicherung der Teilhabe am Arbeitsleben (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 SGB XII)  

 
 



 
 

Zuständigkeitsregelungen für die Leistungen der Eingliederungshilfe für 
behinderte Menschen  

 
 Bundesrechtliche Regelungen 

 

  
 

 Träger der Sozialhilfe  
- Örtliche Träger der Sozialhilfe: Kreise und kreisfreie  Städte, soweit Landesrecht nichts 
  anderes bestimmt (§ 3 Abs. 2 Satz 1 SGB XII) > Verfassungwidrigkeit der Vorschrift für die  
  Übertragung neuer Aufgaben auf Grund von Art. 84 Abs. 1 Satz 7 i. V. m. Art. 125a Abs. 1 
  Satz 1 GG  
- Überörtliche Träger der Sozialhilfe werden durch Landesrecht bestimmt (§ 3 Abs. 3 SGB  
   XII)  

 Zuständigkeit des überörtlichen Trägers für die Eingliederungshilfe, soweit Landesrecht keine 
abweichenden Bestimmungen trifft (§ 97 Abs. 3 Nr. 1 SGB XII) 

 Beachte: Zuständigkeitsregelung des letzten gewöhnlichen Aufenthaltes bei stationärer 
Eingliederungshilfe, § 98 Abs. 2 SGB XII  

 
 



 
 

Landesrechtliche Regelungen in Flächenländern  
 
 

 

Baden-Württemberg Stadt- und Landkreise Stadt- und Landkreise  

Bayern  Bay. Bezirke Bay. Bezirke 

Brandenburg Kf. Städte und Landkreise Kf. Städte und Landkreise  

Hessen LWV Hessen LWV Hessen für betreutes Wohnen  
 
kf. Städte und Landkreise 

 
Mecklenburg-Vorpommern 

 
Kf. Städte und Landkreise 

 
Kf. Städte und Landkreise  

Niedersachsen Landesamt (bis 60 Jahre) 
 
Kf. Städte und Landkreise (ab 60 Jahre)  

Kf. Städte und Landkreise  

 
Nordrhein-Westfalen 

 
LVR und LWL als überörtliche Träger 
 
Kreise und kreisfreie Städte als örtliche Träger 

 
LVR und LWL 
 
30 Kreise, Städteregion Aachen und 22 kf. Städte 

 
Rheinland-Pfalz 

 
Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung 

 
Kf. Städte und Landkreise 

Saarland Landesamt für Soziales, Gesundheit und 
Verbraucherschutz 

Landesamt für Soziales, Gesundheit und 
Verbraucherschutz 

Sachsen KSV (von 18 bis 65 Jahre) 
 
Kf. Städte und Landkreise (von 18 bis 65 Jahre)  

KSV (ambulant betreutes Wohnen) 
 
Kf. Städte und Landkreise  
  

Sachsen-Anhalt  Sozialagentur Sachsen-Anhalt Sozialagentur Sachsen-Anhalt  

Schleswig-Holstein Kf. Städte und Kreise Kf. Städte und Kreise  

Thüringen Kf. Städte und Landkreise Kf. Städte und Landkreise  



 
 

Schleswig-Holstein im Besonderen 

  
 

 bis 2007: Land SH als überörtlicher Träger für stationäre und teilstationäre Leistungen, Kreise 
und kreisfreie Städte als örtliche Träger für ambulante Leistungen 

 Kreise und kreisfreie Städte als örtliche Träger der Sozialhilfe > pflichtige 
Selbstverwaltungsaufgabe (§ 1 Abs. 1 Satz 1 und 2 i. V. m. § 2 Abs. 1 AG-SGB XII)  



 
 

Finanzierung in Schleswig-Holstein 
 

  
 

 Basis: Konnexitätsprinzip (Art. 49 Abs. 2 Landesverfassung) 
 bis 2010: „Spitzabrechnung“ (Ausgleichs- und Erstattungsbetrag) für stationäre Leistungen 

zzgl. Pauschalbetrag für umsteuerungsbedingten Mehraufwand, zzgl. Sondermittel für 
Hilfeplanung und Koordinierung 

 seit 2011: Regionalbudgets mit Nachfinanzierungsanspruch bei Nichtauskömmlichkeit für 
stationäre Leistungen; zzgl. Pauschbetrag für umsteuerungsbedingten Mehraufwand, zzgl. 
Sondermittel für Hilfeplanung und Koordinierung  

 ab 2014: ?  



 
 
 
 

Ausgewählte Leistungsdaten der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen in 
 Schleswig-Holstein   

 
 
 



 
 
 
 

Leistungsbezieher 

 
 

 



 Leistungsbezieher insgesamt in 2011: 30.059 Personen (+ 2,9 Prozent ggü 2010; + 3,7 Prozent  
2007-2011  

 



 Leistungsbezieher stationäres Wohnen in 2011: 8.055 (+0,8 Prozent ggü 2010; +0,7 Prozent 2007-2011) 
 



 Leistungsbezieher ambulant betreutes Wohnen in 2011: 7.348 (+ 5,2 Prozent ggü 2010; + 10,0 
Prozent 2007-2011) 
 



 Leistungsbezieher teilstationäres Wohnen in 2011: 871 (+ 3,1 Prozent ggü 2010; -0,5 Prozent 
2007-2011)  

 



 Leistungsbezieher Familienpflege in 2011: 18 (- 5,3 Prozent ggü 2010; +15,8 Prozent 2007-2011) 
 
 



 Leistungsbezieher in Werkstätten für behinderte Menschen in 2011: 10.097 (+ 2,2 Prozent ggü 
2010; + 2,7 Prozent 2007-2011) 
 



 Leistungsbezieher Integrationshilfen in 2011: 917 (+ 13,8 Prozent ggü 2010; + 15,6 Prozent  
2007-2011) 
 



 Leistungsbezieher Heilpädagogische Leistungen für Kinder in 2011: 6.314 (- 0,8 Prozent ggü 
2010; + 2,7 Prozent 2007-2011)  

 
 



Leistungsdichte  
(Leistungsberechtigte pro 1.000 Einwohner) 

 
 



 Eingliederungshilfe gesamt 
 
 



  Stationäres Wohnen  
  
 
 



 Arbeit (Werkstatt für behinderte Menschen)  
  



 Schule und Ausbildung (bezogen auf Einwohner 7 bis 18 Jahre)  

 



 Produktgruppe Heilpädagogische Leistungen (bezogen auf Einwohner 0-7 Jahre) 
  



Ambulantisierungsquote in der Produktgruppe 
 Wohnen 

 
 



Bruttoausgaben  
 
 



 Gesamtausgaben  
 



 pro Einwohner 2011  
 



Steuerung der Eingliederungshilfe 
 
 

Grundaussage: Landesweit einheitliche Steuerung ist mit Selbstverwaltungsaufgabe nicht vereinbar! 



Gemeinsame Steuerungsinstrumente 
 
 
 

 Abbildung der Umsteuerung stationär-ambulant in der konnexitätsrelevanten Refinanzierung 
durch das Land  

 (Gemeinsame) Empfehlungen der Arbeitsgemeinschaften „Soziales“ der Kreise und kreisfreien 
Städte (z. B. Hilfeplanung, Integrationshilfen) 

 Landesrahmenvertrag nach § 79 Abs. 1 SGB XII, Vertragskommission (Kommunale 
Landesverbände und Land) 

 (Koordinierung der) Verhandlungen von Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen mit den 
Diensten und Einrichtungen (Koordinierungsstelle soziale Hilfen der schleswig-holsteinischen 
Kreise, Verwaltungsgemeinschaft nach § 19a GkZ) 

 Schiedsstelle (Kommunale Landesverbände und Land) 
  



Individuelle Steuerungsinstrumente der örtlichen Träger 
 
 
   

 Teilhabeplanung als zentrales Steuerungsinstrument der örtlichen Träger  
 Zugangssteuerung zu den Werkstätten im Rahmen der Leistungsgewährung  
 Angebotsplanung (vor allem im ambulanten Bereich) 
 Zugangssteuerung durch TOPqw-Datenbank  



Wirkungen der Kommunalisierung 
 
 
   



 
positive 

 
 
 
 
 

  

 Einfluss des örtlichen Trägers auf das individuelle Leistungsgeschehen steigt  
 Gemeinsame Steuerung des ambulanten und stationären Leistungsgeschehens erfolgt beim 

örtlichen Träger; ein „Hin- und Herschieben“ von Leistungsberechtigten aus Kostengründen 
wird vermieden 

 Hilfegewährung wird zum kommunalpolitischen Thema  - dadurch Inklusionseffekt 
 Vernetzung mit kommunaler Arbeitsmarktpolitik bei den Optionskommunen  
 Innovative Lösungen vor Ort werden erleichtert 
 Kontakte zur örtlichen Wirtschaft, Vereinen und Verbänden erleichtert Integration  



 
kritische 

 
 
 
 
 
 

  

 Angebotsstruktur im stationären Bereich ist hoch spezialisiert  
 „Marktmacht“ der Anbieter als kommunalpolitischer (Standort-)faktor  
 Auseinanderfallen von Leistungsort und örtlicher Zuständigkeit (§ 98 Abs. 2 SGB XII) erschwert 

Angebotssteuerung  
 Aufnahmeverpflichtung der Werkstätten nach SGB IX erschwert Zugangssteuerung  
 Angebot schafft Nachfrage; Erschwernis für die Zugangssteuerung  
 (Subjektive Wahrnehmung) ungleicher Leistungsgewährung („Hilfe nach Postleitzahlen“) 
 Hilfegewährung wird zum kommunalpolitischen Thema  
 Auseinanderfallen von Organisationsstrukturen Leistungsträger/-erbringer v. a. im stationären 

Bereich  



 
 
 

Spürbare Veränderungen infolge der Kommunalisierung der 
 Eingliederungshilfe 

 
 
 
 
 
 
 

  
 Unterschiedlich ausgeprägte Steuerung der Leistungsgewährung durch die örtlichen Träger  
 Teilhabeplanung in unterschiedlichem Umfang  
 Erhebliche Kostendämpfungseffekte durch Steuerung im Leistungs- und 

Leistungserbringungsgeschehen bei stationären Leistungen durch Kommunen 
o Neuer Landesrahmenvertrag seit 2013 
o Konsequente Durchsicht und ggf. Neuabschluss aller Leistungs- und 

Vergütungsvereinbarungen unter Verzicht auf pauschale Anpassungen (Kreise)  
 Deutliche Zunahme von Konflikten zwischen (Verbänden der) Leistungsträger und (Verbänden 

der) Leistungsanbieter(n) > keine örtlichen Strukturen der stationären Leistungsanbieter 

 Erhöhung des (kommunal)politischen Drucks auf die örtlichen Sozialhilfeträger  



 
 
 
 
 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
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© Dr. Johannes Reimann; Tabellen und Grafiken: Con_Sens 
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die kommunalen Belastungen sinken. Der
Deutsche Landkreistag präferiert aus
diesem Grund eine Entlastung über die
Einnahmeseite durch Beteiligung am
Aufkommen an der Umsatzsteuer. 

c) Hilfe zur Pflege

Einfluss auf die Höhe der Sozialhilfeausga-
ben der Landkreise haben auch die ledig-
lich als „Teilkasko“ ausgestalteten Leistun-
gen der Pflegeversicherung für die Pfle-
gebedürftigen. Seit ihrer Einführung im Jahr
1996 waren die Erstattungen für die Leis-
tungen der Pflegeversicherung bis zum 
Jahr 2008 nicht mehr den Kostenentwick-
lungen angepasst worden und orientierten
sich an der Kostenbasis von 1992. Erst
2008 erfolgte durch das Gesetz zur struk-
turellen Weiterentwicklung der Pflege-
versicherung vom 28.5.200831) die vom
Deutschen Landkreistag bereits lange ge-
forderte Anhebung der Versicherungsleis-
tungen. 

Auch das vom Bundestag am 29.6.2012 in
zweiter und dritter Lesung verabschiedete
Gesetz zur Neuausrichtung der Pflege-
versicherung, mit dem die vom Bundes-
kabinett zuvor beschlossenen Eckpunkte
zur Umsetzung des Koalitionsvertrages für
die Pflegereform verwirklicht werden sollen,
wird hier kaum grundsätzliche Abhilfe schaf-
fen können. Im Wesentlichen geht es bei
dem Gesetz um eine punktuelle Fortent-

wicklung der Leistungsangebote der Pfle-
geversicherung, insbesondere für demenz-
kranke Menschen. Zur Finanzierung ist 
eine Anhebung des Beitragssatzes für die
Pflegeversicherung um 0,1 Prozentpunkte
vorgesehen; diese führt zu Mehreinnahmen
der Pflegekassen in Höhe von ca. 1,1
Mrd. €.

Die kommunalen Spitzenverbände hat-
ten in ihrer Stellungnahme zu dem Gesetz-
entwurf klar gemacht, dass sie weiterhin für
eine Reform der Pflegeversicherung eintre-
ten, die eine nachhaltige Finanzierung und
auskömmliche Leistungen für die betroffe-
nen Menschen zum Ziel hat. Dem ur-
sprünglichen Ziel der Pflegeversicherung,
die von Pflegebedürftigkeit betroffenen
Menschen nicht automatisch auf die Sozi-
alhilfe zu verweisen, muss wieder Geltung
verschafft werden. Begrüßt wurde, dass der
Gesetzentwurf die Belange demenzkranker
Menschen in den Fokus nimmt und hierfür
in verschiedenen Teilbereichen Leistungs-
verbesserungen vorsieht. Zu kritisieren ist
allerdings, dass die notwendigen Schnitt-
stellen zur Eingliederungshilfe für behinder-
te Menschen nach wie vor nicht geklärt wer-
den. Das Festhalten an der Benachteiligung
pflegebedürftiger behinderter Menschen,
wonach die Leistungen der Pflegekassen in
Behinderteneinrichtungen auf maximal
256 € beschränkt sind, wurde ebenfalls zu-
rückgewiesen.

Unbeschadet dessen stehen den Teilleis-
tungen der Pflegekassen weiterhin gering
steigende Renteneinkommen gegenüber,
so dass der von den Pflegebedürftigen
selbst zu tragende Eigenanteil in einer
wachsenden Zahl von Fällen aufgrund der
erheblichen Kostensteigerungen vor allem
bei der stationären Pflege die finanziellen
Möglichkeiten der Pflegebedürftigen über-
steigt. In der Folge sind immer mehr von ih-
nen deshalb auf Sozialhilfe angewiesen. Im
stationären Bereich bedarf bundesdurch-
schnittlich bereits wieder ein Drittel der
Personen ergänzender Sozialhilfe. Ver-
stärkt wird dies durch die Folgen der de-
mografischen Entwicklung.

Tatsächlich ist bei der in zwei Drittel der Fäl-
le von den Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten als örtlichen Trägern der Sozialhilfe ge-
tragenen Hilfe zur Pflege eine signifikante
Zunahme der Ausgaben und Fallzahlen
zu beobachten. Nach den Daten des Sta-
tistischen Bundesamtes wurde die Hilfe zur
Pflege zum Stichtag 31.12.2011 – der letzt-
verfügbaren Statistik – von 330.400 Perso-
nen beansprucht. Dies entspricht einem er-
neuten Zuwachs der Empfängerzahl um
4 % gegenüber dem Vorjahr. Kumuliert über
das gesamte Jahr betrug die Anzahl der Hil-
feempfänger 423.039 Personen (+2,9 %).
Im Bundesdurchschnitt wurden die Leis-
tungen zu 73 % Leistungsberechtigten aus-

DEUTSCHER
LANDKREISTAG

Tabelle 9: Bruttoausgaben der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 2011 nach Trägern (innerhalb und außerhalb von Einrichtungen)

Davon

Bruttoausgaben durch örtliche Träger durch überörtliche Träger
der Sozialhilfe1)2) der Sozialhilfe1)2)

außerhalb in außerhalb in außerhalb in
Hilfeart insgesamt von Ein- Einrich- zusammen von Ein- Einrich- zusammen von Ein- Einrich-

richtungen tungen richtungen tungen richtungen tungen 

in Euro

Deutschland 14.401.518.202 2.121.205.825 12.280.312.377 4.066.757.839 984.701.106 3.082.056.733 10.334.760.363 1.136.504.719 9.198.255.644 

Baden-Württemberg 1.432.952.462 148.557.128 1.284.395.334 1.432.952.462 148.557.128 1.284.395.334 – – –

Bayern 2.155.428.774 233.684.138 1.921.744.636 975.869 975.869 – 2.154.452.905 232.708.269 1.921.744.636 

Berlin 626.115.272 216.344.671 409.770.601 – – – 626.115.272 216.344.671 409.770.601 

Brandenburg 368.431.837 46.453.921 321.977.916 368.431.837 46.453.921 321.977.916 – – –

Bremen 170.090.988 28.865.619 141.225.369 170.090.988 28.865.619 141.225.369 – – –

Hamburg 357.595.260 94.735.598 262.859.662 357.595.260 94.735.598 262.859.662 – – –

Hessen 1.073.783.875 247.970.238 825.813.637 152.549.015 144.944.212 7.604.803 921.234.860 103.026.026 818.208.834 

Mecklenburg-Vorpommern 259.460.890 32.038.645 227.422.245 259.460.890 32.038.645 227.422.245 – – –

Niedersachsen 1.603.302.188 162.383.388 1.440.918.800 300.832.538 161.772.417 139.060.121 1.302.469.650 610.971 1.301.858.679 

Nordrhein-Westfalen 3.639.276.736 633.274.587 3.006.002.149 163.606.020 153.099.085 10.506.935 3.475.670.716 480.175.502 2.995.495.214 

Rheinland-Pfalz 756.547.552 73.148.391 683.399.161 37.121.150 36.742.684 378.466 719.426.402 36.405.707 683.020.695 

Saarland 183.411.643 30.284.522 153.127.121 – – – 183.411.643 30.284.522 153.127.121 

Sachsen 468.542.906 34.833.282 433.709.624 105.764.333 20.390.130 85.374.203 362.778.573 14.443.152 348.335.421 

Sachsen-Anhalt 362.144.597 22.288.229 339.856.368 – – – 362.144.597 22.288.229 339.856.368 

Schleswig-Holstein 588.687.421 84.107.035 504.580.386 588.687.421 84.107.035 504.580.386 – – –

Thüringen 355.745.801 32.236.433 323.509.368 355.745.801 32.236.433 323.509.368 – – –

1) Die in der Bundesstatistik entgegen der Rechtslage bei den überörtlichen Trägern in Mecklenburg-Vorpommern ausgewiesenen Ausgaben sind in dieser Darstellung aufgrund 
der erfolgten Kommunalisierung den örtlichen Trägern zugerechnet worden.

2) Mit weiß sind die kommunalen Ausgaben unterlegt, mit dunkelgrau die Landesausgaben. Die zweifarbige Unterlegung für Niedersachsen und Rheinland-Pfalz steht entsprechend 
für die dort praktizierten quotalen Systeme; der Deutschlandwert ist auch einfach grau ausgewiesen, da in ihm sowohl Landes- als auch Kommunalausgaben enthalten sind.

Quelle: Statistisches Bundesamt.

31) BGBl. I 2008, 874.
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